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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Förderung des Zonenrandgebietes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zielsetzung 

(1) Zum Ausgleich der Auswirkungen der Tei- 
lung Deutschlands ist entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 4 
des Raumordnungsgesetzes vom 8. April 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 306) die Leistungskraft des Zonen- 
randgebietes bevorzugt zu stärken. 

(2) Der Förderung des Zonenrandgebietes ist von 
den Behörden des Bundes, den bundesunmittelbaren 
Planungsträgern und im Rahmen der ihnen oblie- 
genden Aufgaben von den bundesunmittelbaren 
Körpersdiaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts besonderer Vorrang einzuräumen. 

§ 2 

Regionale Wirtsdiaftsiörderung 

Zum Ausgleich von Standortnachteilen, zur Siche- 
rung und Sdiaffung von Dauerarbeitsplätzen sowie 
zur Verbesserung der Infrastruktur werden folgende 
Maßnahmen durdigeführt: 

1. Bevorzugte Berücksichtigung des Zonenrand- 
gebietes bei 

a) der Förderung der gewerblichen Wirtschaft 
bei Errichtung, Ausbau, Umstellung oder 
grundlegender Rationalisierung von Ge- 
werbebetrieben, 

b) der Förderung des Ausbaues der Infrastruk- 
tur, soweit es für die Entwicklung der ge- 
werblichen Wirtschaft erforderlich ist, durch 

aa) Erschließung von Industriegelände im Zu- 
sammenhang mit Maßnahmen nach Buch- 
staben a), 

bb) Ausbau von Verkehrsverbindungen, 
Energie- und Wasserversorgungsanlagen, 
Abwasser- und Abfallbeseitigungsanla- 
gen sowie öffentlichen Fremdenverkehrs- 
einrichtungen, 

cc) Errichtung oder Ausbau von Ausbil- 
dungs-, Fortbildungs- und Umschulungs- 
stätten, soweit ein unmittelbarer Zusam- 
menhang mit dem Bedarf der regionalen 
Wirtschaft an geschulten Arbeitskräften 
besteht. 

2. Maßnahmen zum Ausgleich der durch die Tei- 
lung Deutschlands bedingten Frachtmehrkosten. 


3. Bevorzugung bei der Vergabe öffentlicher Auf- 
träge. 

§ 3 

Steuerliche Vorschriften 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die in einer gewerb- 
lichen Betriebstätte im Zonenrandgebiet Investitio- 
nen vornehmen, kann im Hinblick auf wirtschaft- 
liche Nachteile, die sich aus den besonderen Ver- 
hältnissen dieses Gebietes ergeben, auf Antrag zu- 
gelassen werden, daß bei den Steuern vom Einkom- 
men einzelne Besteuerungsgrundlagen, soweit sie 
die Steuern mindern, schon zu einer früheren Zeit 
berücksichtigt werden. Wirtschaftliche Nachteile im 
Sinne des Satzes 1 können unter anderem in der er- 
schwerten Absatzlage, der weiten Entfernung von 
der Rohstoffbasis oder der ungünstigen örtlichen 
Lage bestehen. 

(2) Sonderabschreibungen, die aufgrund des Ab- 
satzes 1 gewährt werden, dürfen 

a) bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlage- 
vermögens insgesamt 50 vom Hundert, 

b) bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern des Anlage- 
vermögens insgesamt 30 vom Hundert 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht 
übersteigen. Sie können im Wirtschaftsjahr der An- 
schaffung oder Herstellung und in den vier folgen- 
den Wirtschaftsjahren neben den Absetzungen für 
Abnutzung nach § 7 Abs. 1 oder Abs. 4 des Einkom- 
mensteuergesetzes in Anspruch genommen werden. 
In den folgenden Wirtschaftsjahren bemessen sich 
die Absetzungen für Abnutzung bei beweglichen 
Wirtschaftsgütern nach dem Restwert und der Rest- 
nutzungsdauer, bei Gebäuden nach dem Restwert 
und dem nach § 7 Abs. 4 des Einkommensteuerge- 
setzes unter Berücksichtigung der Restnutzungs- 
dauer maßgebenden Hundertsatz. Für Sonderab- 
schreibungen, die aufgrund des Absatzes 1 bereits 
für Anzahlungen auf Anschaffungskosten und für 
Teilherstellungskosten gewährt werden, gelten die 
Sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe entsprechend, daß an 
die Stelle des Wirtschaftsjahres der Anschaffung 
oder Herstellung das Wirtschaftsjahr der Anzah- 
lung oder Teilherstellung tritt. Die Summe der Son- 
derabschreibungen nach den Sätzen 1 bis 4 darf die 
in Satz 1 bezeichneten Beträge nicht übersteigen. 

(3) Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen bei dem 
Gewerbebetrieb, zu dem die Betriebsstätte im Zo- 
nenrandgebiet gehört, nicht zur Entstehung oder 
Erhöhung eines Verlustes führen. 

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf Unterneh- 
men, deren Ertrags- und Vermögenslage nachhaltig 
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so günstig ist, daß eine Maßnahme nach Absatz 1 
auch unter Berücksichtigung der besonderen Ver- 
hältnisse im Zonenrandgebiet nicht vertretbar er- 
scheint. Ist das Unternehmen eine Kapitalgesell- 
schaft, an der ein anderes Unternehmen unmittelbar 
oder mittelbar in einem solchen Maße beteiligt ist, 
daß ihm die Mehrheit der Anteile gehört, so ist für 
die Anwendung des Satzes 1 auch die Ertrags- und 
Vermögenslage des anderen Unternehmens zu be- 
rücksichtigen. 

(5) Für Maßnahmen nach Absatz 1 gilt § 131 
Abs. 2, 3 Satz 1 und Abs. 4 der Reichsabgabenord- 
nung sinngemäß. 

(6) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 sind erst- 
mals auf Anträge anzuwenden, die nach dem 31. De- 
zember 1970 gestellt werden. 

§ 4 

Verkehr 

Die Verkehrserschließung und Verkehrsbedienung 
sind im Zonenrandgebiet im Rahmen des Ausbaues 
der Bundesverkehrswege bevorzugt zu fördern. Dies 
gilt auch für die Schaffung von Verkehrsverbünden 
der dem öffentlichen Verkehr dienenden Verkehrs- 
unternehmen. 

§ 5 

Wohnungswesen 

(1) Zur Verbesserung der Wohnungsversorgung 
im Zonenrandgebiet ist der soziale Wohnungsbau 
sowie die Instandsetzung und Modernisierung des 
Wohhungsbestandes bevorzugt zu fördern. Die Bun- 
desregierung stellt hierfür den zuständigen obersten 
Landesbehörden der Zonenrandländer im Rahmen 
der Wohnungsprogramme besondere zweckgebun- 
dene Bundesmittel zur Verfügung. 

(2) Die zuständige oberste Landesbehörde soll 
die Förderungssätze für Bauvorhaben im Zonenrand- 
gebiet so bemessen, daß eine unter Berücksichtigung 
der besonderen Verhältnisse des Zonenrandgebiets 
tragbare Miete oder Belastung gewährleistet ist. 

(3) Die zuständige oberste Landesbehörde kann 
zulassen, daß im Zonenrandgebiet bei der Förde- 
rung des Wohnungsbaues für Arbeitnehmer die Ein- 
kommensgrenze für den öffentlich geförderten so- 
zialen Wohnungsbau (§ 25 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes in der Fassung vom 1. September 1965 
— Bundesgesetzbl. IS. 161 — , zuletzt geändert 
durch das Wohnungsbauänderungsgesetz 1968 vom 
17. Juli 1968 — Bundesgesetzbl. I S. 821 — ) ange- 
messen überschritten werden dürfen. 

§ 6 

Soziale Einrichtungen 

(1) Der Bund fördert im Zonenrandgebiet im Be- 
nehmen mit den Ländern durch Zuwendungen zur 


Spitzenfinanzierung die Schaffung sozialer Einrich- 
tungen, insbesondere von Kindergärten, Stätten der 
Jugendarbeit, Sportstätten, Familienferienstätten 
und von überörtlichen Einrichtungen für die ältere 
Generation. 

(2) Errichtung, Erweiterung, Ausstattung und Mo- 
dernisierung von Einrichtungen der beruflichen Bil- 
dung und von überregionalen Einrichtungen der 
Rehabilitation werden im Zonenrandgebiet beson- 
ders gefördert. Die Förderung erstreckt sich auch 
auf Werkstätten für Behinderte. 

(3) Die Förderung soll sich vorwiegend auf räum- 
liche und sachliche Schwerpunkte konzentrieren. 

§ 7 

Bildung und Kultur 

Der Bund fördert im Zonenrandgebiet im Beneh- 
men mit den Ländern durch Zuwendungen zur Spit- 
zenfinanzierung den Bau allgemeinbildender Schu- 
len und sonstige kulturelle Einrichtungen und 
Maßnahmen, insbesondere auf dem Gebiet der Ju- 
gend- und Erwachsenenbildung. § 6 Abs. 3 gilt ent- 
sprechend. 

§ 8 

Finanzierung 

Die Durchführung der in diesem Gesetz genannten 
Maßnahmen erfolgt im Rahmen der im jeweiligen 
Bundeshaushaltsplan hierfür bereitgestellten Mittel. 

§ 9 

Abgrenzung des Zonenrandgebietes 

Zonenrandgebiet sind die in der Anlage zu die- 
sem Gesetz genannten Landkreise und kreisfreien 
Städte. 

§ 10 

Generalklausel 

Alle sonstigen auch das Zonenrandgebiet betref- 
fenden Rechtsvorschriften, Richtlinien und Pro- 
gramme bleiben unberührt, soweit dieses Gesetz 
nicht etwas anderes bestimmt. 

§ 11 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl, I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 
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Anlage zu § 9 


Zonenrandgebiet im Sinne des Gesetzes sind 

1. im Land Schleswig-Holstein 
die Stadtkreise 

Flensburg, Kiel, Neumünster und Lübeck, 
die Landkreise 

Flensburg, Schleswig, Rendsburg-Eckern- 
förde, Plön, Ost-Holstein, Segeberg, Stor- 
marn und Hzgt. Lauenburg; 

2. im Land Niedersacbsen 

die Stadtkreise 

Lüneburg und Wolfsburg, 

die Landkreise 

Lüneburg, Lüchow-Dannenberg, Uelzen und 
Gifhorn, 

die Stadtkreise 

Braunscbweig, Salzgitter und Goslar, 
die Landkreise 

Helmstedt, Braunscbweig, Wolfenbüttel, 
Goslar, Gandersheim und Restkreis Blanken- 
burg, 

der Stadtkreis 
Hildesheim 
die Landkreise 

Peine, Hildesheim-Marienburg, Zellerfeld, 
Osterode, Einbeck, Northeim, Duderstadt, 
Göttingen und Münden; 

3. im Land Hessen 

die Stadtkreise 

Kassel und Fulda, 


die Landkreise 

Hofgeismar, Kassel, Witzenhausen, Escb- 
wege, Melsungen, Rotenburg, Hersfeld, Hün- 
feld, Lauterbach, Fulda und Schlüchtern; 

4. im Land Bayern 
die Stadtkreise 

Bad Kissingen und Scbweinfurt, 
die Landkreise 

Mellricbstadt, Bad Neustadt/Saale, Brük- 
kenau, Königshofen/Grabfeld, Bad Kissingen, 
Hofheim, Ebern, Scbweinfurt und Haßfurt, 

die Stadtkreise 

Coburg, Neustadt b. Coburg, Hof, Selb, 
Kulmbach, Marktredwitz, Bayreuth und Bam- 
berg, 

die Landkreise 

Coburg, Staffelstein, Bamberg, Liditenfels, 
Kronacb, Stadtsteinacb, Kulmbacb, Naila, 
Müncbberg, Hof, Rehau, Wunsiedel und 
Bayreuth, 

der Stadtkreis 
Weiden, 
die Landkreise 

Tirschenreuth, Kemnath, Neustadt a. d. Wald- 
naab, Vohenstrauß, Nabburg, Oberviecht ach, 
Waldmüncben, Neunburg vorm Wald, Cham 
und Roding, 

die Stadtkreise 

Deggendorf und Passau, 
die Landkreise 

Kötzting, Viecbtacb, Regen, Bogen, Grafenau, 
Deggendorf, Wolfstein, Wegscheid und Pas- 
sau. 
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Begründung 


A. Allgemeine Begründung 

Als Folge der deutschen Teilung hat das Zonen- 
randgebiet sein natürliches Hinterland verloren. In 
Jahrhunderten gewachsene menschliche, wirtschaft- 
liche und verkehrliche Verbindungen nach Mittel- 
deutschland wurden unterbrochen. Einst im Zentrum 
Deutschlands gelegen, sieht sich das Zonenrandge- 
biet heute an die Peripherie des westeuropäischen 
Wirtschaftsraumes gedrängt. Diese Entwicklung 
wirkt sich nicht nur auf den Raum westlich der De- 
markationslinie aus, sondern auch auf das Grenz- 
gebiet zur CSSR, das besonders im wirtschaftlichen 
Bereich früher enge Beziehungen nach Sachsen und 
Thüringen unterhielt und durch die Beschränkungen 
im Grenzverkehr mit der CSSR zusätzlich benach- 
teiligt wurde. 

Die Folgen der deutschen Teilung hat das Zonen- 
randgebiet bis heute trotz großer Anstrengungen 
nicht überwinden können. Es unterscheidet sich da- 
mit wesentlich von der Situation in anderen Förder- 
gebieten des Bundes, Die Förderung dieses Raumes 
ist deshalb nicht nur eine wirtschaftliche, sondern 
vor allem eine politische Aufgabe. 

Entsprechend dem Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 2. Juli 1953 (vgl. Protokoll der 279. Sit- 
zung, Seite 14 007) bemüht sich die Bundesregierung 
seit 17 Jahren durch ein breitgefächertes und immer 
weiter ausgebautes System von Förderungsmaß- 
nahmen im Zonenrandgebiet Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen zu schaffen, die denen im übrigen Bun- 
desgebiet entsprechen. 

Die besonderen Förderungsmaßnahmen für das Zo- 
nenrandgebiet sind bisher nur auf Teilgebieten ge- 
setzlich geregelt, z. B. im Investitionszulagengesetz 
vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1211), 
im Gesetz über die Besteuerung des Straßengüter- 
verkehrs vom 28. Dezember 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1461), im Güterkraftverkehrsgesetz in der Fas- 
sung vom 22. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. 1970 
I S. 2). Im übrigen beruhten sie auf Verwaltungs- 
maßnahmen. Das galt besonders für die wirtschaft- 
liche Förderung im Rahmen des Regionalen Förde- 
rungsprogramms und für das kulturelle Förderungs- 
programm. Dieses gesetzesfreie Fördersystem hatte 
den Vorteil, daß jederzeit den vielschichtigen und 
sich ändernden Auswirkungen der Teilung Deutsch- 
lands mit den jeweils dafür geeigneten Maßnahmen 
entgegengewirkt und die für die Förderung des Zo- 
nenrandgebietes verfügbaren Haushaltsmittel von 
Bund und Ländern unter größtmöglicher Effizienz 
eingesetzt werden konnten. 

Bis zum Jahre 1968 waren nur die Hilfsmaßnahmen 
für Berlin gesetzlich geregelt. Am 15. Mai 1968 
folgte jedoch das Steinkohlenanpassungsgesetz mit 
seinen ' strukturpolitischen Fördermaßnahmen zu- 
gunsten der Bergbaugebiete. Zur Durchführung des 


im Rahmen der Finanzreform in das Grundgesetz 
eingefügten Artikels 91 a wurde ferner am 6. Ok- 
tober 1969 das Gesetz über die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" erlassen. Im Anschluß an diese gesetz- 
lichen Regelungen soll nunmehr mit dem vorliegen- 
den Gesetz auch die Zonenrandförderung auf eine 
gesetzliche Grundlage gestellt werden. 

Hinzu kommt weiter, daß die seit 1953 bestehenden 
Verwaltungsregelungen, die bei Investitionen im 
Zonenrandgebiet unter bestimmten Voraussetzun- 
gen die Gewährung von Sonderabschreibungen vor- 
sahen und die Bildung steuerfreier Rücklagen er- 
möglichten, nach dem Urteil des Bundesfinanzhofes 
vom 9. Juli 1970 ohne Rechtsgrundlage sind. Es ist 
daher erforderlich, diese Verwaltungsregelungen, 
die sich auf die Investitionstätigkeit im Zonenrand- 
gebiet außerordentlich günstig ausgewirkt und we- 
sentlich zur Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 
in diesem Gebiet beigetragen haben, durch eine ge- 
setzliche Regelung abzulösen, um damit die Weiter- 
gewährung von Sonderabschreibungen — in Aus- 
nahmefällen auch von steuerfreien Rücklagen — bei 
Investitionen im Zonenrandgebiet sicherzustellen. 
Dies geschieht durch § 3, der es ermöglicht, die bis- 
herige Verwaltungspraxis beizubehalten. 

Der Gesetzentwurf sichert einerseits die bisherigen 
Förderungsmaßnahmen und -Präferenzen für das 
Zonenrandgebiet gesetzlich ab, ermöglicht es aber 
andererseits der Exekutive, auch in Zukunft in dem 
vom Gesetz gegebenen Rahmen durch Verwaltungs- 
anordnungen und Richtlinien die Hilfsmaßnahmen 
im einzelnen so auszugestalten, daß eine höchst- 
mögliche Effizienz erreicht wird. Eine Verbesserung 
der bisherigen Förderpraxis bringen die Bestim- 
mungen über den sozialen Wohnungsbau (§ 5) und 
über die Förderung sozialer Einrichtungen (§ 6). 


B. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Zielsetzung) 

§ 1 legt den besonderen Vorrang der Zonenrand- 
förderung fest. Diese Priorität ist politisch begrün- 
det und gilt gegenüber allen anderen Fördergebie- 
ten, die nicht unmittelbar von der Teilung Deutsch- 
lands betroffen sind. Die besondere Vorrangstellung 
West-Berlins auch gegenüber dem Zonenrandgebiet 
bleibt von dieser Bestimmung unberührt. 

Die Bezugnahme auf das Raumordnungsgesetz vom 
8, April 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 306) bringt zum 
Ausdruck, daß sich die Hilfsmaßnahmen für das 
Zonenrandgebiet nicht nur auf die Wirtschaftsförde- 
rung beschränken. § 2 Abs. 1 Nr. 4 des Raumord- 
nungsgesetzes lautet: 
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Die Leistungskraft des Zonenrandgebietes ist be- 
vorzugt mit dem Ziel zu stärken, daß in allen sei- 
nen Teilen Lebens- und Arbeitsbedingungen so- 
wie eine Wirtschafts- und Sozialstruktur geschaf- 
fen werden, die denen im gesamten Bundesgebiet 
mindestens gleichwertig sind. Die Bildungs-, Kul- 
tur-, Verkehrs-, Versorgungs- und Verwaltungs- 
einrichtungen sind vordringlich zu schaffen. 

Die Bestimmung des Absatzes 1 richtet sich ebenso 
wie § 2 des Raumordnungsgesetzes auch an die 
Länder. Die Verpflichtung des Bundes zur bevorzug- 
ten Förderung des Zonenrandgebietes wird in Ab- 
satz 2 besonders hervorgehoben. 

Zu § 2 (Regionale Wirtschaftsförderung) 

Diese Bestimmung bezeichnet im einzelnen die Maß- 
nahmen zur regionalen Wirtschaftsförderung im Zo- 
nenrandgebiet. Ihre Zielrichtung ist die Schaffung 
und Sicherung von Dauerarbeitsplätzen, die Verbes- 
serung der wirtschaftlichen Infrastruktur sowie die 
Ausgleichung von Standortnachteilen. 

Nummer 1 umfaßt diejenigen Förderungsmaßnah- 
men, die nach § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" vom 6. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1861) von Bund und Ländern in Zu- 
kunft als Gemeinschaftsaufgabe durchgeführt wer- 
den. Die Vorschrift stellt dabei die bevorzugte Be- 
rücksichtigung des Zonenrandgebietes sicher. 

Nummer 2 umfaßt die Maßnahmen, die als Ausgleich 
für Betriebe im Zonenrandgebiet vorgesehen sind, 
denen nachweisbar durch die Teilung Deutschlands 
beim Bezug ihrer Rohstoffe oder beim Versand ihrer 
Erzeugnisse wesentliche Frachtmehrkosten entste- 
hen. 

Nummer- 3 entspricht der bisherigen Verwaltungs- 
praxis und sichert diese gesetzlich ab. Einzelheiten 
sind in den Richtlinien für die bevorzugte Berück- 
sichtigung von Personen und Unternehmen aus dem 
Zonenrandgebiet und aus Berlin (West) bei der Ver- 
gabe öffentlicher Aufträ ge (B undesanzeiger Nr. 138 
vom 27. Juni 1968) geregelt. ~ 

Zu § 3 (Steuerliche Vorschriften) 

Die Vorschrift soll es ermöglichen, zusätzlich zu den 
Maßnahmen nach § 2 die bisherige bewährte Ver- 
waltungspraxis hinsichtlich der Bewilligung von 
Sonderabschreibungen und steuerfreien Rücklagen 
bei Investitionen im Zonenrandgebiet, die nach dem 
Urteil des Bundesfinanzhofes vom 9. Juli 1970 ohne 
ausreichende Rechtsgrundlage ist, beizubehalten. Im 
ainzelnen sieht § 3 folgendes vor: 

Absatz 1 

Die Vorschrift des Satzes 1 lehnt sich an den Wort- 
laut des § 131 Abs. 1 Satz 3 Reichsabgabenordnung 
(AO) an. Sie gibt den Finanzbehörden die Möglich- 
keit, bei Investitionen, die in einer gewerblichen 
Betriebsstätte im Zonenrandgebiet vorgenommen 
werden, auf Antrag zuzulassen, daß bei den Steuern 
vom Einkommen einzelne Besteuerungsgrundlagen, 


soweit sie die Steuern mindern, schon zu einer frü- 
heren Zeit berücksichtigt werden. Besteuerungs- 
grundlagen, ehe die Steuern mindern, sind vor allem 
die Abschreibungen. Die Vorschrift ermöglicht da- 
her insbesondere eine Vorverlagerung der steuer- 
lichen Abschreibungen, und zwar sowohl im Wege 
von Sonderabschreibungen als auch durch Bildung 
steuerfreier Rücklagen. 

Die Vergünstigungen kommen nur für Investitionen 
in einer gewerblichen Betriebsstätte im Zonenrand- 
gebiet in Betracht. Investitionen in Betrieben der 
Land- und Forstwirtschaft sind ebensowenig begün- 
stigt wie Investitionen von Angehörigen der freien 
Berufe und sonstige Kapitalanlagen, wie z. B. der 
Bau von zum Privatvermögen gehörenden Gebäu- 
den, weü mit diesen Investitionen die mit der Rege- 
lung angestrebte Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur nicht oder nur unwesentlich geför- 
dert werden kann. 

Die Vergünstigungen sollen investierenden Steuer- 
pflichtigen im Hinblick auf wirtschaftliche Nachteile, 
die sich aus den besonderen Verhältnissen des Zo- 
nenrandgebietes ergeben, gewährt werden. Beispiele 
für solche Nachteile sind in Satz 2 der Vorschrift 
aufgeführt. 

Absatz 2 

Die Vorschrift bestimmt, in welchem Umfang auf- 
grund des Absatzes 1 Sonderabschreibungen zuge- 
billigt werden können. Die vorgesehenen Grenzen 
entsprechen den bisherigen Verwaltungsregelungen. 
Auch die Vorschrift, daß Sonderabschreibungen be- 
reits für Anzahlungen auf Anschaffungskosten und 
für Teilherstellungskosten gewährt werden können, 
stimmt mit der bisherigen Verwaltungspraxis über- 
ein. Von den Verwaltungsregelungen weicht ledig- 
lich der Zeitraum ab, in dem die Sonderabsdireibun- 
gen vorgenommen werden können. Während dieser 
Zeitraum bisher drei Jahre betrug, soll der Steuer- 
pflichtige nunmehr in den ersten fünf Jahren nach 
Anschaffung oder Herstellung die Berechtigung zur 
Inanspruchnahme der Sonderabschreibungen haben. 
Hierdurch soll auch Steuerpflichtigen mit kleineren 
und mittleren Gewinnen eine möglichst vollständige 
Ausnutzung der in den Sonderabschreibungen lie- 
genden Finanzierungshilfe ermöglicht werden. 

Absatz 3 

Die steuerlichen Abschreibungen werden nach den 
vollen Anschaffimgs- oder Herstellungskosten der 
Wirtschaftsgüter, auch soweit sie mit Fremdmitteln 
finanziert werden, bemessen. Bei der Zubilligung 
hoher Sonderabschreibungen können sich daher Ab- 
schreibungsbeträge ergeben, die das eingesetzte 
Eigenkapital weit übersteigen. Bei neugegründeten 
Unternehmen, bei denen in den ersten Jahren noch 
keine oder nur geringe Erträge erwirtschaftet wer- 
den, führt die Inanspruchnahme von Abschreibungs- 
vergünstigungen regelmäßig zu hohen Buchverlu- 
sten. Diese Verluste können nach § 2 Abs. 2 EStG 
grundsätzlich mit anderen (positiven) Einkünften 
des Steuerpflichtigen ausgeglichen werden. Die sich 
hierdurch ergebende Minderung des zu versteuern- 
den Einkommensbetrages führt zu einer Ersparnis 
an Einkommensteuer, die um so größer ist, je höher 
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das Einkommen und damit die Einkommensteuerbe- 
lastung des Steuerpflichtigen ist. Bei einkommens- 
starken Steuerpflichtigen sind die durch Abschrei- 
bungsvergünstigungen erzielbaren Steuervorteile 
nicht selten so hoch, daß sie das von diesen aufzu- 
bringende Eigenkapital voll decken oder sogar über- 
steigen. Im Hinblick auf diesen Effekt werden Ab- 
schreibungsvergünstigungen in letzter Zeit insbeson- 
dere von einkommensstarken Steuerpflichtigen zu- 
nehmend als Instrument einer bevorzugten Vermö- 
gensbildung benutzt. 

Eine solche Ausnutzung der Abschreibungsvergün- 
stigungen des § 3 muß aus gesellschaftspolitischen 
Gründen verhindert werden. Absatz 3 sieht deshalb 
eine Regelung vor, die die Gewährung von Ab- 
schreibungsvergünstigungen insoweit ausschließt, 
als sie bei dem Gewerbebetrieb, zu dem die Be- 
triebsstätte im Zonenrandgebiet gehört, zur Entste- 
hung oder Erhöhung eines Verlustes führen würde. 
Dies bedeutet, daß durch Abschreibungsvergünsti- 
gungen Verluste nur insoweit entstehen dürfen, als 
sie innerhalb des jeweiligen Gewerbebetriebes durch 
positive Einkünfte ausgeglichen werden können. Da- 
bei sind für den Begriff des Gewerbebetriebs die 
gewerbesteuerlichen Vorschriften maßgebend. Die 
Tätigkeit von Personengesellschaften und Kapital- 
gesellschaften gilt danach stets als einheitlicher Ge- 
werbebetrieb. In diesen Fällen kann deshalb von 
den Abschreibungsvergünstigungen bis zu einem 
Betrage Gebrauch gemacht werden, 'der dazu führt, 
daß sich für die Personengesellschaft oder Kapital- 
gesellschaft insgesamt ein Betriebsergebnis von 
± 0 DM ergibt. Ist Gewerbetreibender dagegen eine 
natürliche Person, so können sich in seiner Hand 
mehrere selbständige Gewerbebetriebe befinden. 
Voraussetzung hierfür ist, daß es sich um Betriebe 
verschiedener Art handelt und diese verschiedenen 
Betriebe nach der Verkehrsauffassung und nach den 
betrieblichen Verhältnissen nicht als einheitlicher 
Gewerbebetrieb anzusehen sind (vgl. Abschnitt 19 
GewStR). In derartigen Fällen darf durch die Inan- 
spruchnahme der Abschreibungsvergünstigungen nur 
bei dem Gewerbebetrieb, zu dem ciie Betriebsstätte 
im Zonenrandgebiet gehört, ein Betriebsergebnis 
von ± 0 DM herbeigeführt werden. Die Betriebs- 
ergebnisse anderer selbständiger Gewerbebetriebe 
des Steuerpflichtigen dürfen durch die Inanspruch- 
nahme der Abschreibungsvergünstigungen nicht be- 
rührt werden. 

Hat der Gewerbebetrieb, zu dem die Betriebsstätte 
im Zonenrandgebiet gehört, in einem Wirtschafts- 
jahr bereits ohne Inanspruchnahme der Abschrei- 
bungsvergünstigungen mit einem Verlust abge- 
schlossen, so kann der Steuerpflichtige in diesem 
Wirtschaftsjahr von der Vorschrift des § 3 keinen 
Gebrauch machen. Da nach Absatz 2 die Abschrei- 
bungsvergünstigungen jedoch bis zum vierten auf 
das Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstel- 
lung folgenden Wirtschaftsjahr in Anspruch genom- 
men werden können, ist sichergestellt, daß der 
Steuerpflichtige in aller Regel auch in einem solchen 
Fall die Abschreibungsvergünstigungen voll in An- 
spruch nehmen kann. Im Rahmen des verwaltungs- 
mäßig Vertretbaren wird damit insbesondere auch 


für den Fall der Neugründung von Betrieben und 
Betriebsstätten im Zonenrandgebiet dem Steuer- 
pflichtigen die Ausnutzung der in den Abschrei- 
bungsvergünstigungen liegenden Finanzierungshilfe 
ermöglicht. 

Absatz 4 

Absatz 4 enthält eine Prosperitätsklausel, die sich 
in ihrem Wortlaut an die Prosperitätsklausel in § 1 
Abs. 3 Satz 4 und 5 des Investitionszulagengesetzes 
vom 18. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1211) an- 
lehnt. Sie soll Unternehmen, die sich in einer nach- 
haltig besonders günstigen Ertrags- und Vermögens- 
lage befinden, von der Vergünstigung ausschließen 
und damit sicherstellen, daß sich für solche Unter- 
nehmen durch die Vorschrift des § 3 keine zusätz- 
lichen Vorteile ergeben, die ihre Wettbewerbslage 
noch weiter verbessern würden. Zur Vermeidung 
von Umgehungen soll bei Kapitalgesellschaften, 
deren Anteile zu mehr als 50 v. H. einem anderen 
Unternehmen gehören, für die Anwendung der Pro- 
speritätsklausel auch die Ertrags- und Vermögens- 
lage dieses Unternehmens berücksichtigt werden. 
Die materiell-rechtliche Übereinstimmung des § 3 
Abs. 4 mit § 1 Abs. 3 Satz 4 und 5 des Investitions- 
zulagengesetzes stellt sicher, daß die Prosperität 
eines Unternehmens hinsichtlich der Gewährung von 
Investitionszulagen und von Abschreibungsvergün- 
stigungen nicht unterschiedlich beurteilt werden 
kann. 

Absatz 5 

Die Verweisung auf § 131 Abs. 2 AO bedeutet, daß 
für bestimmte Gruppen gleichgelagerter Fälle Richt- 
linien zur Anwendung des § 3 aufgestellt werden 
können. Die Bundesregierung beabsichtigt, von die- 
ser Möglichkeit unverzüglich Gebrauch zu machen. 

Aus der Verweisung auf § 131 Abs. 3 Satz 1 AO 
ergibt sich insbesondere, daß die Befugnis zur Ge- 
währung von Abschreibungsvergünstigungen nach 
§ 3 den obersten Finanzbehörden der Länder oder 
den von diesen bestimmten Stellen zusteht. 

Die Verweisung auf § 131 Abs. 4 AO stellt sicher, 
daß die nach § 3 gewährten Abschreibungsvergün- 
stigungen auch bei der Ermittlung des Gewerbe- 
ertrags berücksichtigt werden und damit zu einer 
entsprechenden Minderung der Gewerbeertrags- 
steuer führen. 

Absatz 6 

Die Vorschrift des Absatzes 6 bestimmt, daß § 3 
erstmals auf Anträge angewendet wird, die nach 
dem 31. Dezember 1970 gestellt werden. Die Finanz- 
ämter sind angewiesen, Anträge auf Gewährung 
von Sonderabschreibungen und steuerfreien Rück- 
lagen im Hinblick auf Investitionen im Zonenrand- 
gebiet bis zum Wirksamwerden des § 3 noch nach 
den bisherigen Verwaltungsregelungen zu behan- 
deln. Damit ist sichergestellt, daß auf vor dem 
1. Januar 1971 gestellte Anträge noch die bisheri- 
gen Verwaltungsregelungen angewendet werden, so 
daß sich die Neuregelung nahtlos an die bisherige 
Praxis anschließt. 
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Zu § 4 (Verkehr) 

Die Verkehrswegeplanung des Bundes hat im Zo- 
nenrandgebiet besondere Aufgaben zu erfüllen, wo- 
bei vor allem die innere Erschließung dieses Raumes 
und seine Anbindung an das übrige Bundesgebiet, 
insbesondere an die Wirtschaftszentren und die gro- 
ßen Seehäfen, zu berücksichtigen sind. Um dieses 
Ziel zu erreichen, ist bereits 1965 ein Verkehrsplan 
(BT-Drucksache IV/3668) erstellt worden, der 1967 
durch den in Zusammenarbeit mit den Ländern ge- 
schaffenen „Erweiterten Verkehrswegeplan für das 
ZonenrandgebieL' (BT-Drucksache V/1498) abgelöst 
wurde. Auch in dem Verkehrspolitischen Programm 
für die Jahre 1968 bis 1972 (BT-Drucksache V/2494) 
ist die Bedeutung der verkehrlichen Erschließung 
des Zonenrandgebietes besonders hervorgehoben 
worden. 

Der neue Ausbauplan für Bundesfernstraßen 1971 
bis 1985 berücksichtigt die besondere Lage des Zo- 
nenrandgebietes ebenfalls. Um diesen Raum besser 
an die Wirtschaftszentren anzuschließen, sind bei 
den erforderlichen Baumaßnahmen die Straßenquer- 
schnitte so bemessen worden, daß im Vergleich zum 
übrigen Bundesgebiet höhere Geschwindigkeiten ge- 
fahren werden können. Dadurch wird die Transport- 
zeit verkürzt und ein wesentlicher Beitrag zum Aus- 
gleich der Standortnachteile des Zonenrandgebietes 
geleistet. Darüber hinaus ist bei der Klassifizierung 
des ermittelten Straßenbedarfs in Dringlichkeitsstu- 
fen den besonderen Erfordernissen des Zonenrand- 
gebiets dadurch Rechnung getragen worden, daß die 
für dieses Gebiet häufig niedrige Prognoseverkehrs- 
belastung nicht als allein ausschlaggebend angese- 
hen wurde. Durch besondere Raum-Zeit-Analysen, 
die die erschließende und verbindende Funktion der 
Straßennetze in Zahlen erfaßten, wurde ein großer 
Teil der Straßen, die das Zonenrandgebiet in Zu- 
kunft erschließen sollen, in die 1. Dringlichkeitsstufe 
einbezogen. Der Ausbau des Straßennetzes im Zo- 
nenrandgebiet ist darüber hinaus überall dort wich- 
tig, wo infolge notwendiger und unvermeidbarer 
Rationalisierungsmaßnahmen der Deutschen Bundes- 
bahn der Verkehr von der Schiene auf die Straße 
verlagert werden muß. Dabei handelt es sich in den 
meisten Fällen nicht um Ersatzlösungen, sondern 
um Maßnahmen, die eine Verbesserung der Ver- 
kehrsbedienung zur Folge haben. 

Von besonderer Bedeutung für das Zonenrandgebiet 
sind auch die Bau- und Ausbaumaßnahmen im Be- 
reich der Bundeswasserstraßen. So werden z. B. die 
Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße sowie der 
Bau des Elbe-Seitenkanals die Wettbewerbsfähigkeit 
des in ihrem Einzugsbereich liegenden Teils des 
Zonenrandgebiets nachhaltig verbessern. 

Durch § 4 wird die bevorzugte Förderung der Bun- 
desverkehrswege im Zonenrandgebiet auch für die 
Zukunft gesichert und auf eine gesetzliche Grund- 
lage gestellt. 

Die Schaffung von Verkehrsverbünden der dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Verkehrsunterneh- 
Tuen erscheint im Hinblick auf die geringe Verkehrs- 
dichte im Zonenrandgebiet besonders vordringlich. 
Um das Verkehrsangebot zu erhöhen, ist die Schaf- 


fung gemeinsamer Fahrpläne und Tarife und die 
Koordinierung der Streckenführungen durch die ein- 
zelnen Verkehrsträger erforderlich. Die Bestimmung 
bringt zum Ausdruck, daß die Bundesregierung auf 
die Schaffung von Verkehrsverbünden im Zonen- 
randgebiet hinwirkt und sie im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit besonders fördert. Der Bund beteiligt 
sich jedoch nicht am Ausgleich von Defiziten ein- 
zelner Verkehrsunternehmen, die sich zu Verkehrs- 
verbünden zusammenschließen. 

Zu § 5 (Wohnungswesen) 

Durch diese Vorschrift wird die bisher nur im Ver- 
waltungswege vorgenommene besondere Förderung 
des Wohnungsbaus im Zonenrandgebiet durch eine 
gesetzliche Verpflichtung, den sozialen Wohnungs- 
bau in diesem Gebiet bevorzugt zu fördern, unter- 
mauert. Das gleiche gilt für die Förderung der In- 
standsetzung und Modernisierung des Wohnungs- 
bestandes. Demgemäß wird die Bundesregierung 
verpflichtet, im Rahmen der Wohnungsbaupro- 
gramme besondere zweckgebundene Mittel den Län- 
dern dafür zur Verfügung zu stellen. 

Diese gesetzliche Verpflichtung ergänzt die im Rah- 
men des langfristigen Wohnungsbauprogramms der 
Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen. Diese 
sehen neben der Verstärkung des sozialen Woh- 
nungsbaues nach sozialen und regionalen Gesichts- 
punkten einschließlich des Baues von Altenheimen 
und Altenwohnungen auch eine Verstärkung von 
Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
in den Zonenrandgebieten vor. 

Die den zuständigen obersten Landesbehörden ein- 
geräumte Befugnis, die Förderungssätze im sozialen 
Wohnungsbau im Hinblick auf die zu erzielenden 
Mieten (Belastungen) unter besonderer Berücksichti- 
gung der Verhältnisse im Zonenrandgebiet festzu- 
setzen und die Einkommensgrenzen für die Förde- 
rung des Arbeitnehmerwohnungsbaues angemessen 
zu erhöhen, soll im Interesse einer verbesserten 
Wohnungsversorgung, die zur Stärkung der Wirt- 
schaftskraft des Zonenrandgebietes erforderlich ist, 
einen wirksameren Mitteleinsatz ermöglichen. 

Zu § 6 (Soziale Einrichtungen) 

Die in den §§ 2 und 4 vorgesehenen Maßnahmen 
zur wirtschaftlichen Förderung und verkehrlichen 
Erschließung des Zonenrandgebietes bewirken eine 
Veränderung nicht nur der wirtschaftlichen, sondern 
auch der sozialen Struktur dieses Raumes. § 6 er- 
gänzt deshalb das wirtschaftliche Förderungspro- 
gramm zugunsten des Zonenrandgebietes durch ent- 
sprechende soziale Maßnahmen. 

Absatz 1 

Bei den in dieser Bestimmung genannten Maßnah- 
men handelt es sich um Aufgaben, die primär in die 
Zuständigkeit der Länder und Gemeinden fallen. Die 
Hilfe des Bundes ist hierauf auszurichten. 

Die Förderung der in Absatz 1 genannten Einrich- 
tungen erscheint besonders geeignet, der Bevölke- 
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rung des Zonenrandgebietes eine unmittelbar wirk- 
same Hilfe zuteil werden zu lassen und der Abwan- 
derung, die in diesem Raum immer größere Aus- 
maße annimmt, entgegenzuwirken. Die Förderung 
von Einrichtungen auch für die ältere Generation ist 
als flankierende Maßnahme zur wirtschaftlichen För- 
derung ebenfalls vordringlich {Altenwohnungen und 
Altenheime werden jedoch im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaues — vgl. § 5 — gefördert). 

Die Förderung des Baues von Krankenhäusern ist in 
§ 6 nicht mit einbezogen worden, da eine Regelung 
im Rahmen des Entwurfs eines Gesetzes zur wirt- 
schaftlichen Sicherung der Krankenhäuser vorgese- 
hen ist, nach der Bundesmittel zur Beseitigung einer 
regionalen Unterversorgung bereitgestellt werden 
können. 

Zuwendungen zur Spitzenfinanzierung der in Ab- 
satz 1 genannten Einrichtungen sind Zuschüsse und 
Darlehen des Bundes, die die entstehenden Investi- 
tionskosten verbilligen. Die Zuwendungen werden 
gewährt, um den Trägern dieser Einrichtungen die 
Durchführung der erforderlichen Maßnahmen zu er- 
möglichen. Sie werden zusätzlich zu den für diese 
Zwecke verfügbaren Landesmitteln eingesetzt und 
dürfen diese nicht ersetzen. 

Absatz 2 

Nach dem Arbeitsförderungsgesetz können Ein- 
richtungen der beruflichen Bildung im Zonenrand- 
gebiet nicht bevorzugt gefördert werden. Auch im 
Rahmen des Gesetzes über die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" ist eine Förderung derartiger Einrichtun- 
gen nur begrenzt möglich. Die Vorschrift schafft un- 
beschadet der Förderung nach § 2 Nr. 1 b Buch- 
stabe cc) die Voraussetzung, Einrichtungen der be- 
ruflichen Bildung im Zonenrandgebiet besonders zu 
fördern. Dadurch wird es möglich, die berufliche Bil- 
dungssituation in diesem Raum zu verbessern, die 
Begabungsreserven vor allem in ländlichen Gebie- 
ten auszuschöpfen und der beruflich bedingten Ab- 
wanderung entgegenzuwirken. 

Die Vorschrift sieht weiter die besondere Förderung 
von Einrichtungen der Rehabilitation und von Werk- 
stätten für Behinderte vor. Die Voraussetzungen für 
deren Errichtung sind im Zonenrandgebiet besonders 
günstig. 

Die Förderung der in Absatz 2 genannten Einrich- 
tungen ist nicht auf Zuwendungen zur Spitzenfinan- 
zierung beschränkt. 

Absatz 3 

Diese Vorschrift soll im Rahmen des Vertretbaren 
eine Konzentration der verfügbaren Haushaltsmittel 
des Bundes auf die Förderung besonders wichtiger 
Vorhaben ermöglichen. Dabei wird es sich in der 
Regel um Einrichtungen handeln, die entweder be- 
reits aufgrund ihrer Größe und Bedeutung besonders 
förderungswürdig erscheinen oder die in einem 
Schwerpunktort errichtet werden sollen und damit 
die wirtschaftlichen Förderungsmaßnahmen auf so- 
zialem Gebiet ergänzen. 


Zu § 7 (Bildung und Kultur) 

Der allgemeine Lebensstandard und der Wohn- und 
Freizeitwert des Zonenrandgebietes können nur 
dann nachhaltig verbessert werden, wenn neben der 
Förderung im wirtschaftlichen und sozialen Bereich 
auch entsprechende Bildungseinrichtungen geschaf- 
fen werden und ein ausreichendes kulturelles Ange- 
bot vorhanden ist. Der Bund fördert deshalb im 
Zonenrandgebiet bereits seit 1953 den Bau und die 
Einrichtung von allgemeinbildenden Schulen und be- 
teiligt sich an der Finanzierung von Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Erwachsenenbildung, der Musik- 
pflege, des Büchereiwesens und der Heimat-, Volks- 
tums- und Denkmalspflege. Bundeshilfen werden 
außerdem gewährt für Theater- ulid Festspiele, für 
den Bau von Tagungsstätten, für kirchliche Einrich- 
tungen sowie für den Bau von Schülerheimen. Ju- 
gendbildungsstätten werden im Zonenrandgebiet im 
Rahmen des Bundesjugendplans gefördert. Ebenso 
wie bei § 6 Abs. 1 handelt es sich auch hier um 
Maßnahmen, die primär in die Zuständigkeit der 
Länder fallen. Die Flilfe des Bundes ist hierauf aus- 
zurichten. 

Die Bezugnahme auf § 6 Abs. 3 soll die Bildung von 
Schwerpunkten der kulturellen Förderung im Zonen- 
randgebiet ermöglichen und sicherstellen, daß die 
für diese Zwecke verfügbaren Bundesmittel so wir- 
kungsvoll wie möglich eingesetzt werden. Dies ent- 
spricht einer Forderung, die bereits in dem schrift- 
lichen Bericht des Ausschusses für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen vom 25. Juni 1965 (BT-Druck- 
sache IV/3668) erhoben wurde. 

Die Bedeutung der Begriffe „Spitzenfinanzierung" 
und „Zuwendungen" ist bereits in der Begründung 
zu § 6 erläutert. 

Zu § 8 (Finanzierung) 

Die Vorschrift stellt klar, daß sich der Finanzrahmen 
für die Durchführung der Maßnahmen nach den im 
j eweiligen Bundeshaushaltsplan bereitgestellten 
Mitteln bestimmt. Vorschriften über die Kostentra- 
gung werden dadurch nicht berührt. So sind insbe- 
sondere die Kosten für Maßnahmen zur regionalen 
Wirtschaftsförderung nach § 2 Nr. 1 aufgrund des 
Artikels 91 a Absatz 4 des Grundgesetzes und des 
§ 10 des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
je zur Hälfte vom Bund und vom Sitzland zu tragen. 

Zu § 9 (Abgrenzung des Zonenrandgebietes) 

Zum Zonenrandgebiet gehören alle Landkreise und 
kreisfreien Städte, die mit mehr als 50 ^/o ihrer 
Fläche oder Bevölkerung nicht mehr als 40 km von 
der Demarkationslinie zur DDR bzw. der Grenze zur 
CSSR entfernt sind. Die einzelnen Stadt- und Land- 
kreise sind in der Anlage zu § 9 aufgeführt. 

Zu § 10 (Generalklausel) 

Diese Bestimmung stellt klar, daß alle bisher zugun- 
sten des Zonenrandgebietes ergangenen Gesetze, 


9 



Drucksache VI/ 1548 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Verordnungen, Richtlinien und Programme unbe- 
rührt bleiben, soweit sie durch dieses Gesetz nicht 
geändert werden. 


C. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Die Gesamtkosten der Ausführung des Gesetzes 
können nicht genau geschätzt werden; die jährlichen 
Ausführungskosten ergeben sich nach § 8 aus dem 
jeweiligen Bundeshaushaltsplan. 

Die Fortführung der bisherigen Förderungsmaßnah- 
men auf gesetzlicher Grundlage wird im Vergleich 
zu der gegenwärtigen Verwaltungspraxis keine 
Mehrausgaben erfordern. Die Mittel hierfür sind 
in den Entwurf des Bundeshaushaltsplanes 1971 und 
in den Finanzplan des Bundes für 1970 bis 1974 ein- 
gestellt worden. Auch durch die gesetzliche Ver- 
ankerung der bisher gewährten steuerlichen Ver- 


günstigungen in § 3 sind keine zusätzlichen Steuer- 
mindereinnahmen zu erwarten. 

Mehraufwendungen werden jedoch durch die ver- 
besserte Förderung der sozialen Einrichtungen ge- 
mäß § 6 entstehen. Die Kosten hierfür können nur 
grob geschätzt werden, da der konkrete Bedarf nicht 
voraussehbar ist und die Spitzenfinanzierung durch 
den Bund nach § 6 Absatz 1 von Maßnahmen Dritter, 
insbesondere der Länder und Träger, abhängt. Es ist 
jedoch mit Mehraufwendungen in der Größenord- 
nung von jährlich 80 Mio DM zu rechnen. Diese 
Mehrkosten müssen im Rahmen der haushaltswirt- 
schaftlichen Möglichkeiten bei der Fortschreibung 
des Finanzplanes für 1970 bis 1974 aufgefangen wer- 
den. 

Für die Länder und Gemeinden entstehen durch die 
Ausführung des Gesetzes keine zusätzlichen Kosten. 

Negative Auswirkungen auf das Preisniveau wer- 
den sich durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
ergeben. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . §2 

In Nummer 1 ist folgender Buchstabe c anzu- 
fügen: 

„c) dem Ausbau oder der Verlegung von Ge- 
wässern zum Zwecke des Hochwasserschut- 
zes oder der Vorflutregelung." 

Begründung 

Im Rahmen des Regionalen Förderungspro- 
gramms sind immer schon sogenannte Zonen- 
randgewässer ausgebaut worden. Das ist erfor- 
derlich gewesen und wird auch künftig not- 
wendig sein, weil die DDR Vorflutregelungen 
vornimmt bzw. unterläßt, die sich auf westdeut- 
schem Gebiet auswirken. Die westdeutschen Aus- 
bau- und Unterhaltspflichtigen müssen daher 
Vorflutmaßnahmen durchführen, die nach Um- 
fang und Kostenhöhe von ihnen weder verur- 
sacht sind noch getragen werden können, weil 
die Flächen, deren Eigentümer normalerweise 
als Vorteilhabende zur Kostentragung herange- 
zogen werden, in diesen Fällen in der DDR lie- 
gen. Es handelt sich einwandfrei um eine Folge 
der Teilung Deutschlands, die nicht allein auf die 
Zonenrandbevölkerung abgewälzt werden kann. 

2. § 3 Abs. 1 und 2 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte durch Änderung des Gesetzentwurfs 
zur Voraussetzung der Steuervergünstigung ge- 
macht werden, daß 

a) nicht nur die Betriebsstätte im Zonenrand- 
gebiet belegen ist, sondern daß auch die Inve- 
stitionen im Zonenrandgebiet erfolgen, 

b) die begünstigten beweglichen Wirtschafts- 
güter ähnlich wie bei dem Berlinförderungs- 
gesetz mindestens drei Jahre in einer Be- 
triebsstätte des Steuerpflichtigen im Zonen- 
randgebiet verbleiben. 

3. § 3 neuer Abs. 2 a 

Nach § 3 Abs. 2 ist folgender neuer Absatz 2 a 
einzufügen; 

„(2 a) Die erhöhten Absetzungen in Höhe von 
30 vom Hundert können auch für Ausbauten, 
Umbauten und Erweiterungen an bestehenden 
Gebäuden in Anspruch genommen werden. Die 
erhöhten Absetzungen bemessen sich auch in 
diesem Fall nach den Herstellungskosten, die 
für den Ausbau, Umbau oder die Erweiterung 
aufgewendet worden sind. Von dem Wirtschafts- 
jahr an, in dem erhöhte Absetzungen nach Satz 1 
nicht mehr vorgenommen werden können, ist der 


Restwert den Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten des Gebäudes oder dem an deren Stelle 
tretenden Wert hinzuzurechnen; die weiteren Ab- 
setzungen für Abnutzung sind einheitlich für 
das gesamte Gebäude nach dem maßgebenden 
Hundertsatz zu bemessen." 

Begründung 

Die Ausbauten, Umbauten und Erweiterungen an 
bestehenden Gebäuden sind in die Sonderab- 
schreibungsvergünstigung einzubeziehen, weil 
diese Baumaßnahmen ebenso förderungswürdig 
und -bedürftig sind wie Neubauten. 

4. §3 Abs. 3 

An Absatz 3 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Das gilt nicht für Sonderabschreibungen auf be- 
wegliche und unbewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, die im eigenen gewerblichen 
Betrieb zu mehr als 80 vom Hundert unmittelbar 

a) der Fertigung oder 

b) der Bearbeitung von zum Absatz bestimmten 
Wirtschafts güte rn oder 

c) der Wiederherstellung von Wirtschaftsgütern 
oder 

d) der Geschäftsführung oder Verwaltung oder 
der Lagerung von Vorräten im Zusammen- 
hang mit den in den Buchstaben a bis c be- 
zeichneten Tätigkeiten 

dienen." 

Begründung 

Die Zonenrandländer haben ein Interesse, die 
Industrialisierung voranzutreiben und damit die 
Erhöhung des Sozialprodukts und die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze zu bewirken. Der steuerliche 
Anreiz für die Neugründung von Produktions- 
betrieben, insbesondere in Form von Beteili- 
gungsgesellschaften, muß deshalb unbedingt er- 
halten bleiben. 

5. §3 Abs. 4 

In Absatz 4 ist folgender Satz 3 anzufügen: 

„Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden bei 
der Errichtung von Betriebsstätten und bei sol- 
chen Erweiterungen von Betriebsstätten, durch 
die zusätzliche Arbeitsplätze in angemessenem 
Umfang geschaffen werden." 

Begründung 

Angleichung an die Förderungspraxis des Inve- 
stitionszulagengesetzes. 
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6. § 3 Abs. 3 und 4 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob die in § 3 Abs. 3 und 4 verankerten Grund- 
sätze auch bei anderen Steuervergünstigungen 
alsbald eingeführt werden sollten. 

7. §§6und7 

In § 6 Abs. 1 und § 7 Satz 1 sind jeweils die 
Worte „im Benehmen mit den Ländern" zu strei- 
chen und nach den Worten „durch Zuwendungen 
zur Spitzenfinanzierung" die Worte „auf Vor- 
schlag des Landes" einzufügen. 

Begründung 

Es handelt sich — wie auch die Bundesregierung 
in ihrer Begründung feststellt — um Aufgaben, 
die primär in die Zuständigkeit der Länder und 
Gemeinden fallen. Sie sollen deshalb nur auf 
Vorschlag des Landes finanziert werden. 

8. Anlage zu § 9 

In Nummer 2 sind nach dem Wort „Braun- 
schweig" die Worte „mit Ausnahme des Amtes 
Thedinghausen" einzufügen und die Worte 
„Restkreis Blankenburg" durch die Worte „Kreis 
Blankenburg" zu ersetzen. 

Begründung 
Notwendige Richtigstellung. 
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Drucksadle VI/1548 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu Punkt 7 
der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung kann sich mit diesen Ände- 
rungsvorschlägen nicht einverstanden erklären. 

In der Regel wird zwar die Mitfinanzierung der in 
§ 6 Abs. 1 und § 7 genannten Maßnahmen durch den 
Bund aufgrund von Vorschlägen der Länder erfol- 
gen, die Bundesregierung muß aber auch in der Lage 
sein, selbst Vorschläge für die Förderung bestimm- 
ter Vorhaben im Zonenrandgebiet, die unter bundes- 
politisdien Gesichtspunkten von besonderer Be- 
deutung sind, zu machen. Dies bedeutet nicht, daß 
der Bund in die Zuständigkeit der Länder eingrei- 


fen will. Das ergibt sich schon daraus, daß die Bun- 
desregierung in den Fällen des § 6 Abs. 1 imd § 7 
sich nur auf eine Spitzenfinanzierungsförderung be- 
schränkt, die Durchführung der Maßnahmen also 
auch dann, wenn sie von der Bundesregierung vor- 
geschlagen werden, nur bei einer entsprechenden 
Kostenbeteiligung der Träger und Länder möglich 
ist. 

Im übrigen entsprechen die in § 6 Abs. 1 und § 7 
des Regierungsentwurfs vorgesehenen Regelungen 
der bisherigen bewährten Verwaltungspraxis, die 
durch das Gesetz nicht geändert werden soll. 
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